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Der Schluß des Landtages. 


Am 23. Februar, Mittags 1 Uhr, wurde der Landtag 
geſchloſſen, nachdem er vorher auf 22 Stunden vertagt 
worden war. , 

Beſonders auffallend muß dieſe Vertagung erſchei⸗ 
nen. So lange wir in Preußen eine Volksvertretung 
haben, iſt etwas Aehnliches noch nicht vorgekommen. 
Der einzige Grund davon kann doch nur ſein, daß die 
Regierung das Abgeordnetenhaus hindern wollte, weitere 
Beſchlüſſe zu faſſen. Dieſe Thatſache iſt daher ein neuer 
Beweis dafür, daß die moraliſche Macht unſerer 
Volksvertretung eine ſchwer in das Gewicht 
fallende iſt. Hierauf wollen wir um des willen beſon⸗ 
ders aufmerkſam machen, weil die reaktionären Blätter 
vor der Eröffnung und auch jetzt nach dem Schluß ſtets 
auspoſaunen, die Volksvertretung ſei ganz ohnmächtig, 
und ſo thun, als ob den Beſchlüſſen des Abgeordneten⸗ 
hauſes nicht die geringſte Wichtigkeit beizulegen wäre. 

Nur fünfunddreißig Tage iſt das Abgeordnetenhaus 
beiſammen geweſen. In dieſer kurzen Zeit hat es 
11 Plenarjigungen gehalten. Seine Abtheilungen 
haben 35 und die Kommiſſionen 62 Sitzungen 
gehabt. Die Kommiſſionen haben 20 ſchriftliche Berichte 
erſtattet, außerdem find 10 mündliche Berichte im Haufe 
ſelbſt zum Vortrag gekommen. Rechnet man hiezu die 
in der Vorbereitung begriffenen Berichte nnd die Beſpre⸗ 
chungen in den Parteiverſammlungen, ſo wird man zu⸗ 
geſtehen müſſen, daß ſich eine angeſtrengtere Thätigkeit 
als die von den Abgeordneten entfaltete kaum denken 
läßt. Wie wirkungsvoll die Berathungen des Hauſes 
waren, davon legt 85 ungeheure Eindruck, welchen die⸗ 
ſelben nicht nur im eigenen Lande, ſondern in ganz 
Europa gemacht haben, ein Zeugniß ab. 

Freilich ſteht der Volksvertretung in Preußen keine 
thatſächliche, ſondern nur die ſitkliche Macht zur 
Seite. Ein Min iſterverantwortlichkeitsgeſetz iſt 
zwar in der Derfalfung ausdrücklich verheißen, aber 
wegen des Widerſtrebens der Staatsregierung bis jetzt 
noch nicht zu Stande gekommen. Wäre es da, ſo würde, 
wie wir meinen, das Abgeordnetenhaus keinen Augenblick 


angeſtanden haben, das Miniſterium in Anklagezuſtand 
u verſetzen. Denn darüber kann doch Niemand im 
weifel ſein, daß der gegenwärtige Zuſtand, in welchem 
ſich Volksvertretung und Miniſterium gegenſeitig bekäm⸗ 
pfen, dem allgemeinen Beſten nur nachtheilig ſein kann. 
Aus jedem verfaſſungmäßigen Recht zur Beſeitigung 
eines ſolchen Zuſtandes wird daher eine Pflicht. 

Die Regierung hat nun in der Schlußrede dem 
Abgeordnetenhauſe vorgeworfen: 

„daß ſeine Thätigkeit nicht dem Frieden, ſondern 
dem Streite zugewandt; nicht den Geſetzesvorlagen, 
ſondern dem Beſtreben gewidmet geweſen wäre: 
Anlaß zu Angriffen auf die Regierung auf ſolchen 
Gebieten zu ſuchen, welche die Landesverfaſſung dem 
Wirkungskreiſe der Volksvertretung nicht überwieſen 
habe und auf welchem die Thätigkeit der Abgeord⸗ 
neten deshalb eine unfruchtbare hätte bleiben mülf en.“ 

Jedermann wird zugeſtehen müſſen, daß das ſchwere 
Vorwürfe ſind. Eine Volksvertretung, welche „das ihr 
verfaſſungsmäßig zugewieſene Gebiet überſchreitet“, deſſen 
Thätigkeit daher „unfruchtbar“ bleibt, iſt gewiß eine 
gefährliche Einrichtung. Jede Regierung hat da⸗ 
her die Pflicht, ſolchem Treiben ein Ende zu 
machenz aber nicht durch Schließung des Landtages, 
ſondern durch das ihr verfaſſungsmäßig zuſtehende 
Recht der Auflöſung. Ein ſo großes Land wie Preußen 
kann nicht ohne erheblichen Schaden einen völligen Still⸗ 
fand der Geſetzgebung aushalten. Warum alſo iſt die 
Regierung ſtatt zur Auflöſung zur Schließung geſchrit⸗ 
ten? — Der Grund iſt einfach. Die Regierung hat 
keine Hoffnung, daß ihr das preußiſche Volk bei 
Neuwahlen zur Seite ſtehen und Anhänger ihrer 
Politik wählen wird. 

Aus dieſem Grunde ſcheint man es vorgezogen zu 
haben, die im Herbſte dieſes Jahres doch nothwendigen 
Neuwahlen noch hinauszuſchieben. Was iſt damit gewon⸗ 
nen? — Wir bekennen offen, daß wir dem gegenüber, 
was verloren wird, dies nicht begreifen können. Kann 
man erwarten, das preußiſche Volk werde da— 
durch, daß es mindeftend noch ein Jahr auf 
Geſetze warten muß, welche ihm ſo nothwendig 


find wie das tägliche Brod, günſtiger für das 
Miniſterium geſtimmt werden? N 

Solcher Fragen könnten wir noch viele aufſtellen, 
ohne daß es uns gelänge, auch nur eine derſelben beja⸗ 
hend zu beantworten. Es bleibt daher nichts übrig, als 
anzunehmen, daß die Regierung auf einen glänzenden 
Erfolg nach Außen rechnet, und wenn man die reaktio⸗ 
nären Blätter lieſt, ſo wird man allerdings in dieſer 
Vorausſetzung beſtärkt. Die Kreuzzeitung und die Nord⸗ 
deutſche Allgemeine raſſeln wieder einmal gewaltig mit 
dem Säbel. Die Erfahrung hat indeß gelehrt, daß der 
ſo entſtandene Lärm gefährlicher klingt, als er in Wirk⸗ 
lichkeit iſt. 

Wenn es nun aber wirklich einmal Ernſt wird? Iſt 
denn ein Krieg etwas Schönes oder auch nur Wünſchens⸗ 
werthes? Nothwendig kann er ſein zur Aufrechterhaltung 
der Ehre des Vaterlandes und der Erfolg kann ſchön 
fein; aber der Krieg ſelbſt iſt etwas Schreckliches, vor 
dem jeder gute Bürger, es ſei denn im Fall äußerſter 
Noth, zurückbeben ſoll. Am wenigſten darf ein 
Krieg dazu führen, daß ein Volk ſein eigenes 
Recht darüber vergäße. 

Die Verfaſſungs kämpfe der letzten Jahre 
waren auch ein Krieg, welcher Seitens unſeres 
Volkes und ſeiner Vertreter mit ſchwerem Her⸗ 
zen aufgenommen wurde. Des Volkes Ehre iſt 
dabei Feld er muß gi Ende geführt werden. 
Das Volk wird zu feinem Recht und zır feinen Ver⸗ 
tretern ſtehen. 


Politiſche Wochenſchau. 
eußen. Das Ereigniß der abgelaufenen Woche iſt 
der Schluß des Landtages, worüber wir in einem beſon⸗ 
dern Artikel ſprechen. 


Am 22. Februar fand die letzte Sitzung des Abgeordne⸗ 


tenhauſes ſtatt. rule der Präſident den Eingang zahl- 
reicher Zuſtimmungsadreſſen angezeigt hatte, verlas er dad in 
unſerer vorigen Nummer mitgetheilte Schreiben des 
Staatsminiſteriums, mit welchem es die vom Hauſe 
Fa Beſchlüſſe zurückſendet. Der Abgeordnete v. Hover⸗ 

eck ſtellte den Antrag, über dieſes Schreiben zur 
einfachen Tagesordnung überzugehen. Der Abge⸗ 
ordnete Wagener hält dieſe Behandlung nicht für zuläſſig, 
und es entſpinnt ſich eine kurze Debatte über dieſe Frage, 
an welcher ſich die n Graf Schwerin, Oſter⸗ 
rath, Virchow, v. Hennig, v. Gottberg betheiligen. 
Graf Schwerin hob beſonders hervor, daß aus dem Schrei» 
ben nicht einmal hervorgehe, ob die Regierung die vom 
Abgeordnetenhauſe gefaßten Beſchlüſſe zur Kennt⸗ 
niß des Königs gebracht habe. 

Zu dem Antrag auf Tagesordnung ſelbſt erhielt darauf 
das Wort der Antragſteller, Abgeordneter v. Hoverbeck. 
Der Redner ſagt, er habe aus einer Notiz der „Norddeutſchen 
Allgem. Ztg.“ den Zweck des Schreibens kennen gelernt; in 
derſelben wird Graf Bismarck als „Schützer der Ver⸗ 
faſſung“ proklamirt und als Zweck des Schreiben hinge⸗ 
ſtellt, die Mitglieder für ihre verfaſſungswidrigen Abſtimmun⸗ 
gen verantwortlich zu machen. Noch ſei a Theil des 
Art. 84 der Berraffung welcher ſagt, daß die Abgeordneten 
für ihre Abſtimmungen nicht verantwortlich ſeien, nicht 
interpretirt, aber man ſcheine auch hier eine Interpre⸗ 
tation zu ſuchen, obgleich das Haus, in welchem ſich über 


200 Mitglieder als Antragfteller feines Antrages bekannt haben, es 
der Regierung viel bequemer gemacht habe. Im Uebrigen ſei die 
Mittheilung der Beſchlüſſe an das Miniſterium eine reine Form⸗ 
ſache; wolle das Haus den Miniſtern Kenntniß von ſeinen Be⸗ 
ſchlüſſen geben, ſo könne es dieſelben auffordern im Hauſe 
zu erſcheinen und die Beſchlüſſe ihnen mündlich mittheilen. 
Hält das Miniſterium die J für verfaſſungswidrig, ſo 
hätte es gleich nach dem erſten Beſchluß das Haus auf⸗ 
löſen und an das Land appelliren müſſen. 

Abg. Gneiſt gegen die einfache Tagesordnung. Es 
handelt ſich nicht um eine einfache Beleidigung, ſondern um 
thatſächlich unrichtige Grundlägen, gegen welche 
man proteſtiren muß, um ſie nicht zur offiziellen Wahrheit 
werden zu laſſen. Das Haus hat gegen die Vereinigung 
Lauenburgs mit der Krone Preußen proteſtirt, das Schreiben 
ſpricht von nicht ertheilter Genehmigung eines Vertrages 
mit einer fremden Macht. Das Haus hat gegen einen Ein⸗ 
griff in ſeine Kompetenz proteſtirt, das Schreiben ſpricht von 
einer verſuchten Beeinfluſſung der Gerichte. Das Haus hat 
ſeine Anſicht über das Verfahren von Beamten ausgeſprochen; 
das Schreiben ſpricht von dem Verſuch, den Beamten Ver⸗ 
haltungsmaßregeln zu Bee Es kann nöthig oder zweck⸗ 
mäßig ſein, eine ſolche ritik zurückzuweiſen und ihre Unrich · 
tigkeit aufzudecken. 

Bei der Abſtin mung wird der Antrag auf einfache Tages⸗ 
ordnung mit ſehr großer Mehrheit angenommen. Dagegen 
die Konſervativen und einige Katholiken. 

Der Präſident erklärt, daß er das Schreiben zu den 
Akten legen wird. 

Das Haus nahm darauf den Geſetzentwurf über 
den Fortfall des Zuſchlages zu den Gerichtskoſten 


nach einem kurzen Referat des Abg. Meibauer ohne Dis⸗ 
kuſſion an. 


Der folgende Gegenftand der Tagesordnung war die Be- 
rathung über den Antrag des 2 5 Reichenſperger auf 
Erlaß einer Adreſſe. Die Referenten Abgg. Gneiſt 
und Waldeck beantragen Ablehnung des Antrages. 

Abg. Gneiſt als Referent führt durch Erwähnung der 
früher erlaſſenen Adreſſen und ihres Reſultates aus, daß der 
Standpunkt des vorigen Jahres, daß eine Adreſſe ahne 
Reſultat fein würde, unverändert, ja daß die Ausſichtsloſig⸗ 
keit ſogar noch gewachſen ſei, denn die Thronrede enthalte 
Nichts, was auf eine Ausgleichung des Konfliktes Hoffnung 
mache. Der Verfaſſungsſtreit liegt nicht ſo, wie ihn die An⸗ 
tragſteller darſtellen, fie verwechſeln den Grund unſerer Zu⸗ 
ſtände mit der Veranlaſſung unferer Zuſtände, über welche 
wir längſt hinaus find. Um die urrichtige Auffaſſung nach 
zuweiſen, giebt der Redner eine ausführliche Schilderung 
der Militärreorganiſation und der dabei zu Tage ge⸗ 
tretenen Regierungsweiſe, welche keine Möglichkeik des Kom. 
promiſſes biete. Man kann einen Berfatfungsartite nicht 
proviforifeh außer Kraft ſetzen, ebenſo wenig wie man das 
ſechſte Gebot proviſoriſch übertreten kann; wer eins der zehn 
Gebote verletzt, der hat ſie alle zehn verletzt. — Der Redner 
geht näher auf die vielfachen Deutungen und Interpretationen 
ein, welche die einzelnen Paragraphen der Verfaſſung erfahren 
haben, und meint, ein Kompromiß ſei dadurch unmöglich, 
daß das Volk mit Recht im Hinblick auf dieſe Interpretationen 
fragen würde: Was ſind die Eide nach dem Kompromiß 
werth? Er begreift, daß die Antragſteller durch dieſe Adreſſe 
ihre Pofition im Lande nehmen möchten, aber zur Wahrung 
der Stellung einer parlamentariſchen Fraktion ſei doch eigent- 
lich der Erlaß einer Adreſſe an den König nicht beſtimmt. 
Schweigen wir, ſo ſchloß der Redner, von Kompromiſſen, 
und reden wir von dem, was uns zukommt, nämlich von der 


Genugthuung für das verletzte Recht, und wir 
werden Ir erhalten. (Lebhafter Beifall.) . 

Abg. Wagener (gegen den Kommiſſionsantrag) will ſich 
nicht fuͤr die Reichenſperger'ſche Adreſſe ausſprechen, ſondern 
für den Erlaß einer Adreſſe ganz entgegengeſetzter Art. Der 
Konflikt iſt ein genereller geworden, und wir ſtehen jetzt vor 
der Frage, wer in Preuß en die letzte entſcheidende 
Inſtanz ſei. Der Redner zitirt darauf über die Befug 
niſſe des preußiſchen Landtages eine Stelle aus dem Buche 
Gneiſt's über England, in der fie als ſehr beſchränkte ge ; 
ſchildert werden. Eine Verfaſſungsurkunde kann ſich nicht 
ſelbſt interpretiren. Bei Streitigkeiten muß eine höchſte Au⸗ 
torität entſcheiden. Er würde eine Adreſſe vorſchlagen, 
em welcher ver ting alirſfeſoͤrver “ioho, ole Akiehivn 

zur Löſung des Verfa ln zu ergreifen und in 
welcher das Haus feine früheren Aussprüche in der ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Frage zurücknimmt. (Als der Redner meint, 
es werde eine Zeit kommen, wo der jetzige Miniſterpräſident 
als Schützer preußiſcher und deutſcher Freiheit 
elten werde, kann ſogar der während der Rede des Abg. 
e eingetretene Miniſterpräſident feine Heiterkelt 
nicht unterdrücken.) 

Abg. Tweſten für den Kommiſſlonsantrag. Er hält 
eine Adreſſe, wie die von Reichenſperger vorgeſchlagene, nicht 
für möglich. Der Anſicht des Vorrebners, dag der Verfaſ⸗ 
ſungskonflikt durch Beſeitigung der aug f. zu löſen ſei, 
kann er nicht beitreten, fo einfach fie auch iſt. Preußen liege 
nicht ſo abgeſchloſſen von den n Staaten, daß man bei 
den Staatserperimenten ganz von denſelben abſehen könnte. 
Das konſtitutionelle Syſtem beſteht darin, daß die Regierung 
in Uebereinſtimmung geführt werden muß mit dem wiederholt 
ausgeſprochenen Volkswillen. Das haben die Herren von 
der Rechten auch oft ausgeſprochen, aber ſie helfen ſich da⸗ 
mit, daß ſie immer vom „wahren“ Volkswillen ſprechen. Der 
wahre Volkswille finde aber feinen Ausdruck nur in der 
gewählten Volksvertretung. 5 

Es wird darauf ein Antrag auf Schluß angenommen, 
und es erhält das Wort : 

Abg. Reichenſperger als Antragſteller. Er meint, 
wenn das geſammte öffentliche Staatsleben gefährdet, darf 
man es nicht verſchmähen, ſelbſt nach einem Strohhalm zu 
greifen. Die geſammten Mißverhältniſſe unſeres Staatslebens 
wurzeln in der Verkennung des Ausgabebewilligungs⸗ 
rechtes des Hauſes der Abgeordneten. Wenn dies 
Recht durch den Willen des Königs beſiegelt fein würde, fo 
würden alle übrigen Streitfragen nicht mehr dedenklich ſein. 
Man ſolle die Krone von dieſem Recht überzeugen, dann 
wird ſich der Streit auch beſeitigen laſſen. Der Redner 
meint, er ſei überzeugt, daß der König nicht weiß, nicht kennt, 
nicht will, daß das verfaſſungsmäßige Recht des Hauſes und 
des Landes unbeachten wird, und daß es daher darauf an⸗ 
komme, Bedenken gegen das Verfahren ſeiner Räthe in ihm 
zu erwecken und ſo zur Sicherſtellung des Rechtes beizutragen. 

Abg. Dr. Wal deck als Korreferent entgegnet auf die Aeu⸗ 
ßerungen des Abgeordneten Wagener, die Verfaſſung ſei von 
den Abgeordneten und vom Könige beſchworen, und fie müſſe 
aufrecht erhalten werden. Eine dee ſo fährt er fort, iſt 
ein pofitiver Akt dieſes Hauſes, fie kann alſo nur von der 
Majorität ausgehen, nicht von einigen diſſentirenden Mitglie 
dern. Die . 8 ob eine Adreſſe erlaſſen werden ſoll, muß 
ich mit vollem Bewußtſein verneinen. Der Konflikt, in dem 
wir uns befinden, hat die Verwaltung des ganzen Staates 
angegriffen, die Preſſe, die Verwaltung, die Autorität der 
Gerichte: Alles iſt in Mitleidenſchaft gezogen. (Zuſtimmung.) 
Und das iſt nicht zufällig, das iſt mit Nothwendigkeit aus 


dem beftehenden Syſtem hervorgegangen. Wir haben es den 
Miniſtern ſtets geſagt, daß ſie ſich auf abſchüſſiger Bahn 
befinden (Beifall). ir ſtehen innerhalb der Verfaſſun 
(Beifall), wir ſtehen in majeſtätiſcher Ruhe vor ihnen (anhal⸗ 
tender Beifall, in dem die nächſten Worte verhallen), wir 
können und werden in unſerer Stellung beharren. Die 
Wurzel des Konfliktes iſt in der Militärfrage 
zu ſuchen, aus der die Budgetfrage ſich erſt entwickelt hat. 

Es folgen auf dieſe Rede perſönliche Bemerkungen, in 
welchen der Abgeordnete Gneiſt ſo entſchieden gegen die 
Art und Weiſe proteſtirt, in der der Abgeordnete Wagener 
ſein Buch zitirt hat, daß der letztere äußert, er werde ſein 
Recht außerhalb des Hauſes verfolgen. Bei der Ab⸗ 
arrangiert ve Siren. vf -Arlaß einef Adreſſe avgeleynr. 

Nur die Katholiken ſtimmen dafür. 

Darauf verlangt der Minifterpräfident Graf Bismarck 
das Wort und verlieſt zwei königliche Verordnungen; die erſte 
ſetzt den Schluß der Seſſion auf Freitag, Mittags 1 Uhr, 
an, die zweite vertagt die beiden Häufer des Landtages bis da⸗ 
hin. Dadurch iſt jede weitere Verhandlung abgeſchnitten, und 
nach auge Worten des Präſidenten Grabow wird die letzte 
Sitzung des Abgeordnetenhauſes ale 

Es kann nicht fehlen, daß ſich an dieſe plötzliche Schließung 
des Hauſes allerhand Gerüchte über bevorſtehende Maßnahmen 
der Regierung knüpften, von denen jedoch kein einziges mehr 
als ein Gerücht iſt. Darunter befindet ſich auch das Gerücht 
von einem bevorſtehenden Kriege mit Oeſterreich. 

Die Zahl der Ortſchaften, wo Kundgebungen im Sinne 
der Mehrheit unſeres Abgeordnetenhauſes ſtattgefunden haben, 
hat ſich ſeit unſerer letzten Mittheilung ſehr vermehrt. (Wir 
machen unſere Leſer darauf aufmerkſam, daß im Verlage von 
Fr. Duncker eine handliche billige Ausgabe der Verhandlun⸗ 
gen über den Obertribunalsbeſchluß erſchienen ift.) 

Donaufürſtenthümer. Der Fürſt Kuſa, welcher vor 
einiger Zeit ſeine Macht durch einen Staatsſtreich bis an 
aller Welt Ende feſtzuſtellen glaubte, iſt vor einiger Zeit 
eh fortgejagt worden, und haben die Bojaren ſich 
ogleich den Bruder des Königs von Belgien zu ihrem Für⸗ 
ſten gewählt. Derſelbe hat edoch die Annahme dieſer Krone 
abgelehnt. Welche Verwi lungen ſich aus dieſem Ereigniß 
noch weiter ergeben werden, iſt nicht abzuſehen, aber eins fteht 
feſt, die Revolution in Bukareſt hat deutlich und 
klar das Ende der auf einen Staatsſtreich gegrün⸗ 
deten Herrſchaft gezeigt. 

. Zur Militärfrage. 5 

Die Tribüne des Abgeordnetenhauſes iſt verſtummt, der 
Ort, wo die Vertreter des Volkes offen und rückhaltlos die 
Klagen ihrer Wähler ausſprechen können, iſt geſchloſſen, und 
wird vorausſichtlich auf lange Zeit geſchloſſen bleiben. Sind 
aber deshalb, weil dieſe Klagen nicht mehr laut und vernehm⸗ 
bar ausgeſprochen werden, dieſe Klagen ganz aus der Welt 
geſchwunden? Wir glauben nicht, und wir denken, daß bei 
den Wahlen, welche im Laufe dieſes Jahres ſtattfinden werden, 
das Volk durch die Wahl feiner Vertreter den Beweis liefern 
wird, daß es ſeine Meinung über das, was es für verfaſſungs⸗ 
mäßig und recht hält, nicht geändert hat. Unter ſol⸗ 
chen Umſtänden ift es vielleicht nicht ganz unzweckmäßig, 
zurückzublicken auf den Ausgangspunkt des Konfliktes, unter 
welchem unſer Vaterland jetzt ſeit einer Reihe von Jahren 
leidet, zurückzublicken auf die Militärfrage, deren befriedi⸗ 
gende Löſung auch die Löſung des Konfliktes nach ſich ziehen muß. 

Die Vermehrung des ſtehenden Heeres um 70 bis 80000 
Mann, die dadurch bedingte Mehrausgabe an Geld und die Ent⸗ 
ziehung fo großer Arbeitskräfte, die Verlängerung der Dienft- 
zeit von 2 auf 3 Jahre, die Ausdehnung der Reſervezeit auf 


7 Jahre, alles dieſes fand, als die Regierung mit dieſem 
Plane hervortrat, bei der groben Maſſe des Volkes nur 
ehr geringen Beifall. Möglich, daß trotzdem der Wider⸗ 
ſtand kein ſehr erheblicher geweſen wäre, da man erſt mit 
der Zeit ſich mit der ganzen Bedeutung dieſer Srage vertraut 
emacht hat, und daß, wenn die Regierung von Anfang an 
bee Reorgantfationsplan der Volksvertretung klar und deutlich 
vorgelegt, und ſich zu einigen Aenderungen, beſonders zur 
Beibehaltung der zweijährigen Dienſtzeit verftanden, die 
Volksvertretung dem Plane ihre Zustimmung gegeben hätte. 

Seitdem hat ſich die Sachlage aber bedeutend geändert, 
das Volk hat einerſeits begriffen, daß die Militärfrage durch 
die ſie begleitenden Nebenumſtände eine Verfaſſungsfrage iſt, 
und andererſeits hat man allgemein die wirthſchaftliche Be⸗ 
deutung der Reorganiſation erkannt, und eingeſehen, wie 
wünſchenswerth eine Rückkehr zu dem alten Heerſyſtem iſt, 
deſſen Vervollkommung durch eine vollſtändige Ausführung 
des Geſetzes vom 3. Sept. 1814 man anſtreben muß. 

Zum Beweiſe dafür, daß es ſich in dieſer Beziehung nicht 
um theoretiſche Anſichten, ſondern um Thatſachen handelt, 
laſſen wir hier einige Stellen aus einem Vortrage folgen, 
welchen Herr W. Spindler in einem Berliner Vereine ge⸗ 
en hat. Nach deſſen Angaben beträgt die Summe der 

oldaten in den europäiſchen Friedensheeren nicht weniger 
als 2,887,567 Mann. Von dieſen Soldaten koſtet jeder ein- 
zelne Mann jährlich 462 Thlr., wenn wir alles zuſammen 
rechnen, was der Staat und die Steuerzahler für fie aus⸗ 
geben; doch ſind darin die Koſten für die Unterhaltung des 
geſammten Kriegsmaterials ꝛc. ꝛc. mit enthalten. 

Unter dieſen 2,887,567 Mann Soldaten befindet ſich 
aber kein einziger Schweizer Soldat, denn die 
Schweiz hat kein ſtehendes Heer. dat aber die 
Schweiz keinen Soldaten? Ganz gewiß, ſie hat, ſo heißt 
es in jenem Vortrage, allerdings kein ſtehendes Heer, 
aber ſie hat Soldaten. Und nicht die ſchlechteſten und auch 
nicht die wenigſten; im Verhältniß zur Zahl der Be⸗ 
völkerung ſogar zweimal ſoviel als der Militärſtaat 
Preußen, der doch auch die allgemeine Wehrpflicht auf ſeine 
Fahne geſchrieben hat. 

Vergleichen wir nun Preußen und die Schweiz nach 
den ſtatiſtiſchen Tabellen, ſo finden wir 

Bevölkerung. Staatsausgaben. pro Kopf. 
Preußen . 19 ½ Mill. 150,6 Mill. (7 Rthlr. 21 Sgr. 8 Pf.) 
Schweiz. 2½ - 137 -* (5 14 5 ») 


Soldaten. 
Friedensfuß. 
Preußen . 211,286 M. (1 pCt.) 642,171 M. (3% pt.) 
Schweiz. 5 194,609 (77/ pCt.) 

Und hierbei iſt zweierlei zu bemerken: 

1) Bei Vergleichung dieſer beiden Ausgabebudgets dürfte 
es ſcheinen, als ob die Schweiz dafür, daß fie gar kein ſtehen 
des Heer hält, doch auch nicht ſo ungeheuer viel erſpare, 
2½ Thaler pro Kopf weniger als in Preußen. Aber es iſt 
dabei zu bedenken, daß die 150, Millionen Thaler in Preußen 
einzig und allein Staats ausgaben find; die 13,7 Millionen 
Thaler in der Schweiz aber beſtehen aus: 


Kriegsfuß. 


Bundesausgaben 5 will, pro Kopf 2 Rthlr. — Sgr. — Pf. 
Cantonalausgaben 8,:⸗·ñ 3 14 5 
13% Mill. 5 Rihlr. 14 Sgr. 5 Pf. 


In dieſen 8, Millionen Thalern, die die Cantone aus⸗ 
geben, befinden ſich aber viele Beträge, die wir als Com. 
munalſteuern und Gemeindelaſten buchen würden. In Wirk- 


lichkeit bezahlt alſo der Schweizer weniger wie hier ange⸗ 
geben, (wenn wir allein von den Staatsausgaben ſprechen 
wollen) oder der Preuße ein gut Theil mehr. 

2) Wie bezahlt der Schweizer dieſe 13,7 Millionen? 
Der Bund muß ſeine 5 Millionen Ausgabe decken ohne einen 
Pfennig direkte Steuern zu bekommen. Seine Einnahmen 
find Zölle, Poft-, Thelegraphen⸗, Pulver-, Zündkapſel⸗, und 
Münzverwaltung. Die Hauptquellen der Einnahmen der 
Cantone find: a) der Ertrag des Vermögens, (bei einzelnen 
Cantonen ganz bedeutend) und einſtweilen noch Entſchädi⸗ 
gungen des Bundes für die an denſelben abgetretenen Poſten 
und Zölle; b) an indirekten Auflagen: die Salzſteuer (Preis 
des Salzes in den verſchiedenen Cantonen 6 — 10 Centimes 
pro Pfund; alſo immer noch billiger als in den benachbar⸗ 
ten Productionsländern, aus denen es zum größeren 
Theil 775 wird), und Stempelpapiere, Taxen, Erb- 
ſchaftsa gan x; c) in den meiften Cantonen wenigſtens, 
eine direkte, kombinirte Vermögens-, Erwerbs- und Einkom⸗ 
menſteuer. 

Somit zeigt die Schweiz, wie man mit weit geringeren Aus⸗ 
gaben, als dies bei uns der Fall iſt, eine ſehr große Heeres⸗ 
macht für den Krieg bereit haben kann. 

Ein anderes Beiſpiel bietet Nordamerika. Die Re⸗ 
bellion der Südſtaaten fand die verfaſſungstreuen Nordſtaa⸗ 
ten faſt wehr- und waffenlos. Die Offiziere der Armee ſtan⸗ 
den mit wenig Ausnahmen zum Süden. Heer und Feſtungen 
waren in den Händen des Südens. Die Flotte zerſtreut über alle 
Welttheile. Die ſchnell zuſammengerafften Vreiwillgencorps 
der Nordſtaaten erlitten Niederlage auf Niederlage. Hohn⸗ 
lächelnd wies man in Europa auf die Unmöglichkeit hin, den 
Süden zu unterwerfen. Man rechnete dem Norden vor, daß 
er zum mindeſten eine Million Soldaten dazu brauche. Eng 
land und Frankreich anerkannten den Süden als kriegführende 
Macht. — Und was iſt geſchehen? — Nicht eine Million 
Soldaten, nein, Millionen ſind aus der Erde geſtampft 
worden. — Aus Nichts wurde die gewaltigſte Flotte gebildet. 
— Aufrechterhaltung der Union — Recht der freien Arbeit 
— Abſchaffung der Sklaverei — wurde nach und nach das 
allgemeine Feldgeſchrei. Nicht das Feldgeſchrei der Regierung 
allein, denn wo finge in einem Gemeinweſen wie die Ver⸗ 
einigten Staaten es ſind, die Regierung an, — wo hörte ſie 
auf, — ſondern das Feldgeſchrei eines jeden einzelnen Bür⸗ 
gers. Die Einen ſtellten ſich auf 90 Tage, Andere auf aber⸗ 
mals 90 Tage — wieder andere auf die ganze Dauer des 
Krieges der Regierung zur Verfügung. Ohne Diktatur, auf 
rein geſetzlichem Wege, beſtimmten ſie ſich ſelbſt Konſkription 
und unterwarfen ſich ihr. Nach dem jetzt veröffentlichten Be⸗ 
richt des Nordamerikaniſchen Kriegsminiſters ſind vom 15. 
April 1861 bis zum 14. April 1865 eingeſtellt worden in 
die Armee 2,656,553 Mann! 

So fanden ſich die Soldaten, und das Geld um den 
Krieg zu führen, es fand ſich dadurch, daß man in Friedeus⸗ 
zeiten geſpart hatte, und daß der Reichthum des Volkes 
dadurch ſo gewachſen war, daß ohne allzu große Schwierigkeiten 
die Summe von etwa 4000 Millionen Thlrn. zur Kriegführung 
aufgebracht werden konnte. Das find, fo denken wir, That⸗ 
ſachen, welche die Möglichkeit einer weſentlichen Erſparniß an 
den Ausgaben für das Friedensheer beweiſen; mögen dieſe 
Thatſachen deßhalb im Volke allſeitig erkannt und gewürdigt 
werden, und in dem Volke die Ueberzeugung befeſtigen daß 
eine Löſung der Militärfrage in dem Sinne, wie die Mehr- 
heit des Abgeordnetenhauſes ſie ſeit 4 Jahren anſtrebt, eine 
Nothwendigkeit iſt. 
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